* * Wichtiger Hinweis

Der Kanton Aargau fiihrt 6ffentliche Anhérungen
digital als eAnhérungen durch. Diese Vorlage dient
nur zur internen Ausarbeitung von Inhalten der

DEPARTEMENT Stellungnahme.

GESUNDHEIT UND SOZIALES Die Stellungnahme selber ist digital iiber das
"Smart Service Portal” einzureichen. Weitere In-
formationen dazu unter: www.ag.ch/anhérungen.

KANTON AARGAU

FRAGEBOGEN ZUR ANHORUNG

Einflihrungsgesetz zu den Bundesgesetzen liber die Alters- und Hinterlassenenversicherung
und die Invalidenversicherung (EG AHVG/IVG); Anderung

Anhoérungsdauer

Die Anhdrung dauert vom 24.08.2023 bis 30.11.2023.

Inhalt

Die SVA Aargau bewegt sich seit Jahren in einem dynamischen Umfeld. Sie hat sich seit ihrer Griin-
dung im Jahr 1994 stark entwickelt. Das geltende EG AHVG/IVG entspricht nicht mehr den Anforde-
rungen eines modernen Organisationserlasses. Dieser soll deshalb aktualisiert werden und neu "Ge-
setz Uber die SVA Aargau (SVAG) " heissen. Neben organisatorischen Anpassungen — unter
anderem das Auflésen der Gemeindezweigstellen — soll die Moglichkeit geschaffen werden, dass die
SVA Aargau Kooperationen mit Durchflihrungsstellen anderer Kantone eingehen kann.

Die vollstandigen Unterlagen zur Vorlage und zur Anhérung sind zu finden unter
www.ag.ch/anhérungen.

Auskunftsperson
Bei inhaltlichen Fragen zur Anhérung kénnen Sie sich an die folgende Stelle wenden:

KANTON AARGAU

Departement Gesundheit und Soziales
Sibylle Muller

stv. Generalsekretarin
Generalsekretariat

062 835 29 29

sibylle.mueller@ag.ch

Bitte beachten Sie: Diese Anhorung wird als eAnhorung durchgefiihrt. lhre Stellungnahme reichen
Sie bitte elektronisch Uber das "Smart Service Portal" (www.ag.ch) ein. Wenn dies aus zwingenden
Griunden nicht mdglich ist, stellen Sie lhre Stellungnahme postalisch oder per E-Mail zu:

Departement

Generalsekretariat

Bachstrasse 15

5001 Aarau

E-Mail: sekretariat-dgs-ges@ag.ch

Fehler! Unbekannter Name fiir Dokument-Eigenschaft.


http://www.ag.ch/anhörungen
http://www.ag.ch/anh%c3%b6rungen

Kontaktangaben im Rahmen der Stellungnahme

Bitte geben Sie an, in welcher Rolle Sie an dieser Anhérung teilnehmen:

o Privatperson
X Organisation

Bitte notieren Sie lhre entsprechenden Kontaktangaben:

Name der Organisation* | Verband Aargauer Gemeindesozialdienste VAGS
Vorname Eva

Nachname Buhler

E-Mail praesidium@vags.gemeinden-ag.ch

* nur angeben, wenn Stellungnahme im Namen einer Organisation erfolgt)

Fragen zur Anhorung

Frage 1

Die oberste Fihrungsebene der SVA Aargau hat-sich in-den vergangenen Jahren von einem Auf-
sichts- zu einem strategischen Fuhrungsorgan entwickelt: Das geltende Recht bildet diese Entwick-
lung ungentigend ab.

Sind Sie damit einverstanden, dass die Fuhrungsverantwortung der Verwaltungskommission der
SVA Aargau im Gesetz prazisiert und-erganzt wird (vgl. dazu Kapitel 3.1 sowie die Erlauterungen zu
§ 6 SVAG in Kapitel 4 des Anhérungsberichts)?

Bitte wahlen Sie eine Antwort aus:

X vdllig einverstanden
O eher einverstanden
O eher dagegen
o vollig dagegen
o keine Angabe

Bemerkungen:

[Text]

Frage 2

Die SVA Aargau hat sich im Laufe der Jahre zu einem modernen Dienstleistungsunternehmen ent-
wickelt, das aus den Bereichen Ausgleichskasse, IV-Stelle, Kantonale Leistungen, Services sowie

Finanzen und Ressourcen besteht. Eine "Einzelfiihrung" durch die Direktorin oder den Direktor ist

nicht mehr praktikabel.
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Sind Sie damit einverstanden, dass anstelle der Direktorin beziehungsweise des Direktors neu die
Geschaftsleitung das oberste operative FUhrungsorgan der SVA Aargau ist (vgl. dazu Kapitel 3.2
sowie die Erlauterungen zu § 8 SVAG in Kapitel 4 des Anhdérungsberichts)?

Bitte wahlen Sie eine Antwort aus:

X vdllig einverstanden
O eher einverstanden
o eher dagegen
o vollig dagegen
O keine Angabe

Bemerkungen:

[Text]

Frage 3

Die Bedeutung an konsolidierten Angeboten und Kooperationen im‘Aufgabenspektrum der SVA Aar-
gau werden im Zuge der Digitalisierung voraussichtlich zunehmen: Auf kantonaler Ebene besteht
dort Handlungsspielraum fir Kooperationen, wo das Bundesrecht nicht zwingend Aufgaben der Aus-
gleichskasse oder IV-Stelle zuweist, zum Beispiel im Bereich Ergdnzungsleistungen, Uberbriickungs-
leistungen fur altere Arbeitslose oder Pramienverbilligungen.

Sind Sie damit einverstanden, dass neu die Mdéglichkeit geschaffen wird, dass die SVA Aargau zur
Erflllung dieser Aufgaben mit Durchflihrungsstellen anderer Kantone zusammenarbeiten kann, so-
fern der Regierungsrat dieser Kooperationen. zustimmt (vgl. dazu Kapitel 3.3 sowie die Erlduterungen
zu § 12c SVAG in Kapitel 4 des Anhérungsberichts)?

Bitte wahlen Sie eine Antwort aus:

X vdllig einverstanden
eher einverstanden
eher dagegen
vollig dagegen

O
O
O
O keine Angabe

Frage 4

Die Gemeindezweigstellen waren friher die erste Anlaufstelle im Bereich der Alters- und Hinterlas-
senen- sowie Invalidenversicherung, wie auch im Bereich der Erganzungsleistungen. Angesichts der
fortschreitenden technologischen und strukturellen Entwicklungen haben sie ihre Bedeutung verlo-
ren.

Sind sie damit einverstanden, dass die Gemeinden langfristig keine Gemeindezweigstellen mehr
fuhren werden (vgl. dazu Kapitel 3.4 sowie die Erlauterungen zu den §§ 19 SVAG, 6 ELG-AG und 7b
ELG-AG in Kapitel 4 des Anhérungsberichts)?

Bitte wahlen Sie eine Antwort aus:

o vollig einverstanden
O eher einverstanden
o eher dagegen
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X vollig dagegen
o keine Angabe

Bemerkungen:

Die Argumente des Regierungsrates, dass die AHV-Gemeindezweigstellen in den vergangenen Jah-
ren infolge der technologischen und strukturellen Entwicklung an Bedeutung verloren haben und in
den kommenden Jahren nicht mehr notwendig seien, sind weder stichhaltig, empirisch belegt noch
nachvollziehbar.

Dies aus folgenden Griinden:

Die Statistik der SVA weist auf, dass im Jahr 2021 im Kanton Aargau knapp 4’200 Ar-
beitsstunden zur Aufgabenerfiillung der AHV-Zweigstellen aufgewendet wurden. Es lie-
gen jedoch keine weiteren Statistiken Gber die vergangenen Jahre seitens SVA vor, die
den tatsachlichen Rickgang der Anfragen aus der Bevdlkerung belegen (gemass E-
Mail-Antwort von Sybille Miller, Stv. Generalsekretarin DGS)!

Ein Rickgang der Anfragen in den Bereichen «IPV, Anmeldung Firmengriindung, Selb-
standigkeit und Nichterwerbstatige» ist jedoch zu vermuten; dies aufgrund interner Re-
cherchen des VAGS. Insbesondere im Bereich EL ist aufgrund der zunehmenden Kom-
plexitat von einem Anstieg der Anfragen auszugehen.

Total erfillten die AHV-Gemeindezweigstellen des Kantons Aargau tber 22'000 Aufga-
ben von hilfesuchenden Personen in Form von «Auskunftserteilungen in den Bereichen
AHV und EL», «Abgabe von Informationsmaterial im Bereich AHV und EL», «Unterstut-
zung Antrage AHV/ EL» und «Weiterleiten Anliegen/Antrage und Kontrolle AHV/EL an
die SVA». Dieses Aufgabevolumen umfasst die Aufgabenerfillung fir mehrere Tau-
send Personen (!) in den Aargauer Gemeinden. Wie diese enorme Zahl von Aufgaben
in den kommenden Jahren ohne die AHV-Gemeindezweigstellen zu bewaltigen ist,
bleibt in der Anhérung weitgehend unbeantwortet.

Das komplette Outsourcing dieser hoheitlichen Aufgaben der AHV-Gemeindezweig-
stellen an Dritte (u.a. Pro Infirmis, Procap, Pro Senectute) — wie in der Anhérung erwahnt
— ist staatspolitisch sehr bedenklich und mit Kosten verbunden.

Auch die interne Ubertragung dieser Aufgaben an die kommunalen Sozialdienste — wie
ebenfalls in der Anhdrung erwahnt — ist schlichtweg nicht realistisch. Dies einerseits, da
die Sozialdienste mangels Ressourcen bereits heute Uiberlastet sind. Andererseits in vie-
len kleineren aber auch mittleren Sozialdiensten oftmals das sozialversicherungsspezifi-
sche Fachwissen und die Kompetenzen dafir fehlen, um die hilfesuchenden Menschen
entsprechend professionell zu beraten.

Fur Menschen mit eingeschrankter Mobilitdt, psychischen oder sprachlichen Beeintrach-
tigungen und mangelnden digitalen sowie Bildungskompetenzen — und diese machen
einen grossen Teil der Zielgruppe einer AHV-Gemeindezweigstelle aus — ist eine AHV-
Gemeindezweigstelle in ihrer Wohngemeinde nach wie vor aus folgenden Griinden
zwingend notwendig:

Die Reise mit 6ffentlichen Verkehrsmitteln nach Aarau (Fahrzeit je nach Wohnort Giber 1
Stunde) stellt fir einen Teil dieser Menschen eine uniberwindbare Hirde dar.

Fir psychisch und sprachlich beeintrachtige Menschen ist eine vertraute Anlaufstelle von
grosser Bedeutung, da ihnen diese Sicherheit vermittelt — im Gegensatz zu einer relativ
anonymen Anlaufstelle in Aarau — und sie ihre Anliegen direkt vor Ort anbringen kénnen.
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Viele altere Menschen verfligen nach wie vor nicht Gber die entsprechenden digitalen
Kompetenzen sowie die IT-Infrastruktur (PC/Scanner etc.), damit sie die entsprechenden

Antrage (u.a. AHV, IV) stellen kénnen.

Des Weiteren hatte die Abschaffung der AHV-Gemeindezweigstellen weitreichende, insbe-
sondere finanzielle Konsequenzen, sowohl fiir die Gemeinden wie auch die hilfesuchenden
Menschen. Dies da die AHV-Gemeindezweigstellen heutzutage folgende wichtige Aufgaben
erfullen, wie:

Beratungen vor Ort gewahrleisten einerseits den direkten Zugang zu den Sozialversiche-
rungen (u.a. AHV, IV, EO, EL, UL, FamZG). Durch direkte Beratung vor Ort kénnen u.a.
Rentenkurzungen infolge Beitragslicken oder der Nichtbezug von Sozialversicherungs-
leistungen oder Sozialhilfebezug verhindert werden.

Leistungen im Sinne der Subsidiaritat (u.a. EL, IPV) aber auch bei sonstig gelagerten
Fallen (bspw. subsidiar limitierte Kostengutsprache fir Alters- und Pflegeheime) kénnen
von Sozialdiensten und/ oder KESD durch interne Anfragen (bei Vorliegen einer Voll-
macht) direkt bei den AHV-Gemeindezweigstellen (Zugang Uber GZ-online) zeitnah ge-
prift werden. Dies fuhrt zu erheblichen finanziellen Entlastungen seitens der Gemeinden
und der hilfesuchenden Menschen.

Durch Unterstitzung bei der Geltendmachung von IPV-Leistungen kénnen die Verlust-
scheinkosten fiir die Gemeinden reduziert werden.

Altersarmut wird angegangen:

Ein Forschungsteam der ZHAW konnte in Zusammenarbeit mit der Uni Genf aufzeigen,
dass im Jahr 2022 14% der Senior*innen weniger als CHF 2'400 pro Person und Monat
zur Verfiigung hatte. Darunter befinden sich 46'000 Personen, die keinerlei nennenswer-
tes Vermdgen besitzen. Die Autorinnen der Studie kommen zum Schluss, dass die rund
50’000 Personen, die unterhalb der Armutsgrenze leben, keine EL beantragen und be-
ziehen. Offenbar ist das Phanomen seit den 1980er-Jahren bekannt (Sozial, Magazin
ZHAW Nr. 18/2023: Armes reiches Land, S. 13-17). Wichtigste Griinde fiir den Nichtbe-
zug sind

o Nicht-Wissen (Informationen fehlen)

o Nicht-Beantragen (verzichten bewusst aus Scham und Stolz, kdnnen die Formu-
lare nicht ausfillen, haben Angst den Aufenthaltsstatus zu verlieren)

o Nicht-Erhalt (aufgrund von administrativen Fehlern kommt es zu keiner Zahlung)
o Nicht-Angebot (keine Beratung und Information)

Das breite Fachwissen der AHV-Gemeindezweigstellen entlastet die personellen Res-
sourcen der Sozialhilfe und der KESD in komplexen Fallen sehr.

Frage 5

Die vorgeschlagene Gesetzesanderung soll voraussichtlich am 1. November 2025 in Kraft treten. Es
ist geplant, dass die Gemeindezweigstellen bis maximal finf Jahre nach Inkraftsetzung (das heisst
bis am 1. November 2030) weiterbetrieben werden kénnen.

Sind sie mit der Ubergangsfrist von fiinf Jahren einverstanden (vgl. dazu Kapitel 3.4 sowie die Erl4u-
terungen zu den §§ 19 SVAG, 6 ELG-AG und 7b ELG-AG in Kapitel 4 des Anhérungsberichts)?

Bitte wahlen Sie eine Antwort aus:
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vollig einverstanden
eher einverstanden
eher dagegen

vollig dagegen
keine Angabe

O X Ooo

Bemerkungen:

siehe Frage 4

Schlussbemerkungen:

[Text]
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